Auszug aus dem vorläufigen Entwurf der Satzung der Partei 

FSG – Frieden & soziale Gerechtigkeit vom 01.08.2005

Präambel

Die Bundespartei Frieden & soziale Gerechtigkeit, kurz FSG, setzt sich für die Betroffenen des neoliberalen Wirtschafts- und Politiksystems und im Besonderen für die Arbeitslosen, Rentner, Alleinerziehende und andere von der sozialfeind-lichen politischen und wirtschaftlichen Elite unseres Landes vernachlässigten und für den Profit geopferten Menschen ein.

Eine gerechte, soziale Marktwirtschaft mit moralischer Verantwortung für Menschen und Natur ist der Garant für Frieden und Demokratie.

Die FSG setzt sich daher aktiv gegen eine neoliberale, ökologiefeindliche und militärische politische Unterdrückung aller Menschen auf der Welt ein und steht für einen Umbau des globalen Finanz-, Wirtschafts- und Militärprotektorates des

Großkapitals durch eine soziale und gerechte Umverteilung. Dies soll durch eine mit richtigen Anreizen gesteuerte Politik und nicht durch ausufernde Gesetze, Bürokratie oder den Rückfall in diktatorische oder sozialistische Staatsstrukturen

erreicht werden.

Im weiteren bemüht sich die Partei, die aktuellen Probleme der Menschen aufzu-

nehmen und zu deren Lösung beizutragen.

Durch einen möglichst hohen Grad an politischen Beteiligungsmöglichkeiten soll es allen Menschen unseres Landes ermöglicht werden, wieder an der Willens-bildung des Volkes und deren Umsetzung aktiv und gestaltend teilzunehmen.

Die FSG setzt sich zudem für einen sinnvollen und vorsichtigen Umgang mit der Natur ein und trägt zur Völkerverständigung auf der ganzen Welt bei.

Die FSG vereinigt Mitglieder unabhängig von deren Rasse, Geschlecht, Religion oder vom sozialen Stand. Sie möchte ihre Politik frei, eigenständig, ehrlich, auf-

richtig und mit besonderem Augenmerk auf eine transparente Basisdemokratie umsetzen.

Der komplette 1. Satzungsentwurf kann auch im Internet nachgelesen werden, unter:

www.fsg-web.de
· Arbeitsgruppen

· Satzung
· Satzungsentwurf 

